15" Jahrgang. 


Dieſes Blatt erſcheint wöchentlich 
dreimal, Dienstags, Donnerstags und 
Sonnabends, früh, in einem Bogen. 
Der Preis beträgt für das Vierteljahr 
15 Sgr.; einzeln aber koſtet das Blatt 
1 Sgr.; durch die Poſt bezogen, koſtet 
es 18 Sgr. 9 Pf. vierteljährlich. 

Inſerate werden den Tag vor der 
Ausgabe bis ſpäteſtens Mittag 12 Uhr 


angenommen: in Oels in der Erpeditlon 
dieſes Blattes, in Poln. Wartenberg in 
der Stadtbuchdruckeren, in Kempen in 
der Buchhandlung von G. Fränkel, in 
Bernſtadt in der Handlung von Lorenz. 
Die Inſertionsgebühren betragen pro 
Zeile nur 1 Sgr., bei Wiederholungen 
bloß die Hälfte, 


Gin Woll Js bla 


für Staats- und Gemeinwohl, zur Belehrung und Unterhaltung. 
(Verantwortlicher Redakteur: K. Bitterling. Schnellpreſſen-Druck und Verlag von A. Ludwig.) 
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Donnerstag, den 30. November . 


1848. 


M 115. 


Ueber das „Bürgerwehrgeſetz.“ 


Das „Geſetz uͤber die Errichtung der Buͤrger⸗ 
wehr,“ vom 17. Oktober 1848, ausgegeben zu 
Berlin den 20. Oktober 1848, findet ſich: Geſetz⸗ 
Sammlung, Stuͤck 47, sub Nro. 3047, mit 
Anhang einer „Verordnung, betreffend die Aus: 
führung dieſes Geſetzes,“ gleichfalls vom 17. Ok⸗ 
tober 1848, sub Nro. 3048. 

Mußte uns die Ausgabe des früher beſpro⸗ 
chenen Geſetzes zum Schutze der perſoͤnlichen Frei⸗ 
heit (Habeas- corpus - acte) wie ein freundlicher 
Handſchlag fuͤr eine neue, beſſere Geſetzgebung 
durch deſſen ſcharf markirende Kürze eſcheinen ſo 
wiegen wir den Nachkoͤmmling, das Buͤrgerwehr⸗ 
gefeß ‚ mißtrauiſch in der Hand: ein Geſetz von 
„132 Paragraphen,“ ein Geſetz von faſt drei 
Bogen. Kurz! heißt unſer Zuruf; nur kurze 
Geſetze koͤnnen dauernde Beſtimmungen ent: 
halten. 

Betrachten wir die aͤußere Erſcheinung, und 
hier zunaͤchſt die Anordnung des Geſetzes, fo fällt 
uns eine Scheidung in allgemeine und beſondere 
Beſtimmungen ins Auge. Sonderbar jedoch iſt 
dabei, daß die beſonderen Beſtimmungen nicht 
einen geſchiedenen Theil, ſondern den 13. Abſchnitt 
der allgemeinen Beſtimmungen ausmachen, und 
was man aus ben 88. 1 — 7 machen ſoll, weiß 
man gar nicht, da fie, in Vergleich mit den ſpaͤ— 
ter folgenden Abſchnitten ohne alle Ueberſchrift zur 
ſummariſchen Bezeichnung des Inhalts ſind, und 
da erſt mit §. 8 der eigentliche Iſte Abſchnitt der 
allgemeinen Beſtimmungen auftritt. Warum find 
die beſonderen und tranſitoriſchen (vorläufigen, zur 
Zeit wieder aufzuhebenden) Beſtimmungen den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen einverleibt und nicht, 
ſinngemaͤß, denſelben gegenuͤbergeſtellt? Warum 
ſtehen die 88. 1—7 außerhalb der Abſchnitte, und 
war es nicht moͤglich, ſie ſummariſch zu uͤber⸗ 
ſchreiben? 

Halten wir uns, deshalb die Eintheilung in 


Abſchnitte uͤberſehend, an die Paragraphen, ſo 
werfen ſich uns fuͤr deren Folgeordnung wieder 
mehrere Fragen auf. Iſt, oder wird ein Koͤrper 
gebildet, ſo erſcheint nach der, die Bildung ſelbſt 
leitenden Zweck⸗Frage, wohl als die naͤchſte Frage 
die, welches die organiſchen Theile dieſes Körpers 
find, ehe man auf Unterſcheidungs⸗, Aufloͤſungs⸗, 
ꝛc. Beſtimmungen eingehen kann. Sollte daher 
nach §. 1 nicht $. 8 kommen? — Aus demſelben 
Geſichtspunkte betrachtet, erſcheint uns dann auch 
die Stellung des §. 7 unzweckmaͤßig. Das, der 
Beſtimmung des Körpers gemaͤße Bindungsmittel, 
bei militaͤriſchen Körpern die feierliche Verſicherung 
oder der Eid, iſt wohl unleugbar das nothwendig 
Dritte. Sollte daher, um zunaͤchſt erſt den Koͤr— 
per vollendet hinzuſtellen, wenn §. 1 und §. 8 
aufeinander zu folgen haben, nicht dann §. 7 
kommen? — Gehen wir, weiter ſchreitend, davon 
aus, daß die Buͤrgerwehr nicht das eigentliche 
Kriegsheer fein ſoll, ſich mithin von dieſem untere 
ſcheiden muß, fo wollen die §9. 2 und 5 jedenfalls 
dieſen Unterſchied ausdrucken; §. 2 oͤrtlich, im 
Gegenſatz zu dem, örtlich nicht feſtſtehenden Heere, 
und §. 5 in Bezug auf die oberſte Verwaltungs: 
behoͤrde, da das Kriegsheer unter dem Kriegs- 
miniſter ſteht. Warum folgen dann die 88. 2 
und 5 nicht aufeinander, um fo mehr, da die,, §. 
3 erwähnte Auflöfungs Order doch vom Minifter 
des Innern gegengezeichnet werden muß? — 
Ueberhaupt erſcheint die eilige Aufſtellung der Auf: 
loͤſungs- und Dienſtenthebungs⸗ Paragraphen, 3 
und 4 ſonderbar. War nicht ihr Ort erſt nach 
denjenigen Paragraphen, welche uns den Buͤrger— 
wehrkoͤrper vollſtaͤndig gebildet und unterſchieden 
vom Kriegsheer hinſtellen? — So ließen ſich, woll⸗ 
ten wir betrachtend bis §. 132 fortfahren, noch 
viel Fragen ſtellen, allein es iſt ermuͤdend; wir 
laſſen die gewaltige Mitte fallen, und blicken ein⸗ 
mal ans Ende. 

Dem Grundſatz der Kürze bei Geſetzen gemäß, 
fordern wir, daß jedes unnuͤtze Wort vermieden 


werde. Wie ſind denn nun aber die Verfaſſer der 
Ausfuͤhrungsverordnung (No. 3048), welch letztere 
ſich doch genau an das Buͤrgerwehrgeſetz, und nas 
mentlich an Abſchnitt XIII., die tranſitoriſchen 
Beſtimmungen, anſchließt, zu ihren 88, 1 und 3 
gekommen, da dieſelben doch nichts weiter ſind, 
als eine unnuͤtze Wiederholung der 88. 130 
und 131? Man vergleiche; faſt wortlich iſt ein 
und daſſelbe geſagt. O, wenn wit irgend wo 
Correktheit verlangen, dann muͤſſen wir ſie wohl 
mit vollſtem Recht für unfte Geſetzgebung fordern! 
— Und ganzlich fehlen zwei noͤthige Beſtim⸗ 
mungen, naͤmlich: wann das Geſetz in Kraft tritt, 
d. h. von wenn an die Bildung der Buͤrgetwehr 
in allen Gemeinden des Staates erfolgen muß, 
und in welchem Verhaͤltniß fortan die Landwehr 
zur Buͤrgerwehr ſtehen ſoll, da die Landwehrmaͤn⸗ 
ner grade mit den entſchiedenen Haupttheil der 
Buͤrgerwehr bilden werden, und der Zweck des 
Landwehr-Inſtitutes mit dem Zweck der Buͤrger⸗ 
wehr ziemlich zuſammenfaͤllt. Bleibt die Landwehr 
wie bisher beſtehen, ſo ſchrumpft, im Fall eines 
Krieges, die Buͤrgerwehr zum Landſturm ein; 
Heer, Landwehr und Landſturm ſtehen, bis auf 
eine beſondere Beſtimmung des Landſturms, nach 
welcher er im Frieden von der Regierung auch zur 
Unterſtuͤtzung der öffentlichen Ordnung in einzelnen 
Faͤlen gebraucht werden kann, unter dem Kriegs: 
minifter, und wir hätten dann nicht mehr und 
minder gewonnen, als daß die Polizei- Kraft des 
Landſturms durch Zugeſellung der Landwehrmaͤnner 
bei Ruh und Frieden heilſam geſtaͤckt worden. 
Sonſt blieb's beim Alten, d. h. bei dem Kriegs⸗ 
geſetz vom 3. September 1814 und der Landwehr: 
Ordnung vom 21. November 1815, nut daß jetzt 
der Fortſchritt der Wiſſenſchaften und Gewerbe 
doch merklich geſtoͤrt werden moͤchte, was die Land⸗ 
wehr⸗Ordnung von 1815 vermied. 

Die Länge eines Dreibogen-⸗Geſetzes mit 132 
Paragraphen hätte leicht umgangen werden koͤnnen, 
wollte man nicht zwei Fliegen mit einem Schlage 


treffen. Warum warden nicht ein kurzes Bürs 
gerwehrgeſetz und eine ſich anſchließende, aus fuͤh⸗ 
rende Buͤrgerwehr-Ordnung gegeben? Mehr denn 
100 Paragraphen des langen Buͤrgerwehrgeſetzes, 
welche nichts, als ſchwankende, weil nicht in der 
Natur des Inſtituts begruͤndete Beſtimmungen 
enthalten, konnten zur Buͤrgerwehr-Ordnung vers 
wendet werden. Das eigentliche Geſetz wurde dann 
kurz, beſtimmt und dauernd. Gab man z. B. 
als Beſtimmungen über den ganzen Körper: 1) 
Zweck der Buͤrgerwehr (etwa §. 1), 2) Glieder 
derſelben (§. 8), 3) der Eid (§. 7), 4) Unter 
ſchied vom ſtehenden Heer (etwa §. 2 und 5), 
5) Aufloͤſung, Dienſtenthebung (etwa 8. 3 und 4), 
— und als Beſtimmungen fuͤr die einzelnen Glie— 
der, Pflichten und Rechte und das Verfahren bei 
Verletzung beider bezeichnend: 6) perſoͤnlicher Dienſt 
(F. 23 und 75), 7) Ausſchuß und zeitweiſe Ent⸗ 
hebung vom Dienſt ($. 10, 11, 12 und 2426), 
8) Wahl der Fuͤhrer (§. 45, 46), des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes (etwa §. 64) und des Gerichts 
für Disciplinatvergehen (etwa §. 94), 9) Straf⸗ 
rechtliches Verfahren ($. 85 und 90) — fo konnte 
man bei dem Beſtreben nach Kuͤrze ein, jedenfalls 
vollſtaͤndiges Buͤrgerwehrgeſetz in einem Duzend, 
hoͤchſtens 15 Paragraphen herſtellen, das dann den 
Vorzug hatte, nicht fortdauernd Veraͤnderungen 
ausgeſetzt zu ſein. Eine Buͤrgerwehrordnung kann 
zehnmnl umgekehrt, ergänzt, verändert, erneut 
werden, denn fie trägt den Charakter des Zeitwei— 
ſen in ſich, ſie richtet ſich nach Beduͤrfniß und 
Umſtaͤnden; ein Geſetz dagegen muß feſt ſtehen 
auf ſeinen Fuͤßen, denn es ſoll und muß die 
Moglichkeit der Dauer in ſich enthalten. 
Ein Geſetz, das hier und dort Ausnahmen zuläßt, 
das durch Orts⸗ und Zeitverhaͤltniſſe bald in feinem 
Koͤrper vielfache Veraͤnderungen vorausſehen laͤßt, 
ja das in ſeiner vollſtaͤndigen Ausfuͤhrung erſt auf 
gewiſſe zukuͤnftige Dinge harren muß: Das iſt 
nicht ein Geſetz, ſondern eine, von Orts- und 
Zeitvethaͤltniſſen und anderen ihm gleichen Geburs 
ten abhängige Verordnung. Das Geſetz 
muß abſolut fein; es iſt dieſes das einzige 
Abſolute, weil unſeren abſoluten Menſchenrechten 
entſpringend. Auch das Geſetz uͤber ein ſociales 
oder ſtaatliches Inſtitut muß abſolut ſein, und 
wird es ſein, ſobald die Natur dieſes Inſtituts 
ihren Urquell findet im wahren Weſen des 
Staates, im Weſen der Geſellſchaft. 
Darnach beurtheilt kann uns das vorliegende Buͤr— 
gerwehrgeſetz in feiner aͤußeren Erſcheinung durch⸗ 
aus nicht befriedigen, und verſpricht keine Dauer. 
(Fortſetzung folgt.) 


Das Volk und ſeine Vertreter. 
(Aus einem Artikel der deutſchen Reichstags - Zeit.) 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß das 
Verhaͤltniß des Volkes zu ſeinen Vertretern, der 
Waͤhler zu ihrem Abgeordneten, lediglich aus dem 
Geſichtspunkte des Mandatsvertrages zu betrachten 
ft. Die Wähler find die Auftraggeber (Mandan⸗ 
ten, Vollmachtgeber) oder Kommittenten, die dem 
Bevollmaͤchtigten (Mandatar) die Führung ihrer 
Rechtsſache anvertrauen und uͤberlaſſen, wozu ſie 


rechtlich befugt find; er handelt nur in ihrem Na⸗ 
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men und vollzieht ihren Auftrag (Mandat). Wenn 
dieſes von den gewöhnlichen Repraͤſentativ-Staͤnde⸗ 
Verſammlungen im Allgemeinen gilt, fo tritt bei 
konſtituirenden Verſammlungen dagegen eine viel 
ſtriktere Miſſion hervor, naͤmlich das Gebundenſein 
an einen ſpeziellern Auftrag, nach deſſen Vollzug 
das Mandat von ſelbſt erliſcht. Hier ſind die 
Repraͤſentanten nur fuͤr einen gewiſſen Zweck abge⸗ 
ordnet und bevollmaͤchtigt (ad hoc deputati), ihr 
Wirkungskreis enger gezogen, die Graͤnzen ihrer 
Befugniß genau beſtimmt, welche Schranken ſie 
nicht uͤbeiſchreiten dürfen ; fie haben keine fo aus⸗ 
gedehnte Competenz und find genau an ihre Ins 
ſtruktion gebunden, indem ſie das ihnen ausdruͤcklich 
uͤbertragene Geſchaͤft lediglich zu beſorgen haben 
und kein anderes, und fuͤr die Ausfuͤhrung nur 
dieſes Auftrages verbindlich und verantwortlich ſind. 
Ihr Verhaͤltniß iſt lediglich das eines Geſchaͤftsfuͤh— 
rers (negotiorum gestio), eine zu jeder beliebigen 
Zeit vom Gewaltgeber widerrufliche Prokura. Das 
Volk iſt und bleibt ſouveraͤn, fein Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht iſt unveraͤußerlich und unverjährbar und 
ſeine Vertreter ſind nur die Agenten, nicht die 
Souveraͤne ſelbſt geworden, noch die Vormuͤnder 
des Volkes. 


Der Gemeindeverfaſſungs-Entwurf, den 
die Linke und der Gemeindeverfaſſungs⸗ 
Entwurf, den das Miniſterium der con⸗ 
ſtituirenden Verſammlung in Berlin vor⸗ 
gelegt haben, von dem Standpunkte der 
Demokratie aus beurtheilt. 
(Fortſetzung.) 

Dies zu thun, wird man 2. aber auch darum 
ſich gedrungen fuͤhlen, weil der Gemeindeverfaſſungs⸗ 
entwurf der 54 Abgeordneten in den Beſtimmungen 
uͤber den Vollgenuß der gemeindebürgerlichen Rechte 
das Princip allſeitiger Gerechtigkeit zur wahren, 
vollen Geltung bringt, waͤhrend der Entwurf des 
Miniſteriums mit dieſem Prinzipe in argen, grellen 
Widerſprach tritt. — Alle Cinwohner der Gemeinde 
raͤmlich zur Theilnahme an der Gemeinde-Verſamm⸗ 
lung berechtigend und neben der Großjaͤhrigkeit, dem 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte und dem halb⸗ 
jährigen Aufenthalt in der Gemeinde andere Ein: 
ſchraͤnkungen dieſes Rechtes nicht aufſtellend, ſichert 
der Gemeindeverfaſſungsentwurf der 54 Abgeord⸗ 
neten allen Einwohnern der Gemeinde den Voll— 
genuß der gemeindebuͤrgerlichen Rechte (vergl. § 10). 
— Eine andere, als die durch die Großjaͤhrigkeit, 
den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte uud den halb⸗ 
jährigeu Aufenthalt in der Gemeinde bedingte Ein: 
ſchraͤnkung dieſer Rechte würde im hoͤchſten Grade uns 
gerecht ſein; da alle Einwohner der Gemeinde an allen 
Gemeindelaſten Theil nehmen ſollen und muͤſſen ($. 8), 
iſt es gerecht, daß auch alle Theil erhalten an al⸗ 
len Gemeindebuͤrgerrechten. Solche Gerechtigkeit 
iſt dem miniſteriellen Entwurfe fremd. Hoͤchſt 
gering iſt das Maaß politiſcher Rechte, welches 
dieſer Entwurf dem Gemeindebuͤrger zutheilt; er 
laͤßt naͤmlich, wie wir oben geſehn haben, dem 
Gemeindebuͤrger in Gemeindeangelegenheiten kein 
anderes Recht, als jaͤhrlich einmal an der Wahl 
einiger Gemeindeverordneten ſich zu betheiligen — 


N # 
und dieſes Minimum politiſcher Rechte ertheilt det 


miniſterielle Entwurf nicht etwa allen großjaͤhrigen, 
im Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte befindlichen 
Einwohnern der Gemeinde; nein, er ſchließt, obſchon 
er alle Einwohner zur Theilnahme an den Gemeins 
delaſten verpflichtet (§ 4), von dem Vollgenuß und 
der Ausuͤbung dieſes Minimums politiſcher Rechte 
doch noch diejenigen aus, welche nicht entweder 
Grundbeſitz im Werthe von 200 bis reſp. 500 
Rthlr., oder ein reines Einkommen von 150 bis 
reſp. 200 Rthlr. haben (vergl. §. 8. No. 1 — 3). 
Wo iſt ein auch nur einiger Maaßen gebildetes 


Gerechtigkeitsgefuͤhl, das die Ungerechtigkeit folder 


Beſtimmungen nicht einſaͤhe? — Oder iſt es etwa 
gerecht, die wenig Beſitzenden und Beſitzloſen von 
der Theilnahme an den Gemeindebuͤrger-Rechten 
auszuſchließen, und ſie doch zur Theilnahme an 
den Gemeindebuͤrger-Laſten zu verpflichten. 
Traͤgt und leiſtet nicht, wenn man die Leiſtungs⸗ 
faͤhigkeit in Anſchlag bringt, bei verhaͤltnißmaͤßiger 
Vertheilung der Gemeindelaſten der Arme eben ſo 
viel, wie der Reiche? wird nicht dem Armen der 
Dreier oder Silbergroſchen, den er zur Gemeinde— 


kaſſe beitragen muß, oft viel ſchwerer und ſaurer, 


als dem Reichen der Thaler oder der Dukaten ? 
Iſt es gerecht, nur den Reichen an der Wahl der 
Gemeindeverordneten, die das Gemeindevermoͤgen 
zu verwalten haben, Theil nehmen zu laſſen, und 
dem Armen, der auch ſeinen Theil zur Gemein⸗ 
dekaſſe beitragen fell, von dieſem Rechte auszu- 
ſchließen? Iſt es gerecht, von dem Armen zu ver⸗ 
langen, er ſolle, ſo gut wie der Reiche Staat 


und Gemeinde vor Gefahren beſchuͤtzen, er ſolle 
bei Kriegsfaͤllen Zeit, Kraft, Geſundheit und Leben 


ſo gut wie der Reiche fuͤr das Gemeinwohl zu opfern 


bereit ſein, aber er ſolle, obſchon ihm die von ihm 


verlangten Opfer oft ſchwerer werden, als dem 
Reichen, auf alle Rechte in der Gemeinde ſeiner 
Armuth wegen verzichten ? Nein, ein auch nur einiger 
Maaßen gebildetes Gerechtigkeitsgefuͤhl muß die 
Ungerechtigkeit ſolcher Beſtimmungen einſehen. Vom 
Standpunkte der Demokratie aus, welche die Staats⸗ 
und Gemeindeverfaſſung auf das Princip der alle 
ſeitigen Gerechtigkeit gegruͤndet ſehen will, muß 
man ſich daher fuͤr den Gemeindeverfaſſungsentwurf 
der 54 Abgeordneten, weil dieſer mit dem Prinzipe 
allſeitiger Gerechtigkeit in herrlichem Einklange — 
und gegen den Entwurf des Miniſteriums ſich er⸗ 
klaͤren, weil dieſer mit dem genannten Prinzip 
in den Beſtimmungen uͤber Theilnahme an den 
Gemeindebuͤrgerrechten im grellſten Widerſpruche 
ſteht. — 

Uebrigens haben dieſe in Rede ſlehenden unge— 
rechten Beſtimmungen des miniſteriellen Entwurfs 
ihren Grund in falſchen Vorausſetzungen. Um derer 
willen, die aus Vorurtheil, aus Eigennutz oder aus 
ſonſtigen verwerflichen Gründen die Ungerechtigkeit 
dieſer Beſtimmungen nicht einſehen wollen, ſcheint 
es nicht uͤberſluͤſſig zu fein, das Irrige jener Vor⸗ 
ausſetzungen hier noch nachzuweiſen. Vielleicht, daß 
Einer oder der Andere der Wahrheit Gehör ſchenkt 
und eines Beſſeren ſich beſinnt. Die Gruͤnde, auf 
denen dieſe ungerechten Beſtimmungen beruhen, ſind 
in den Motiven zu § 8 des Entwurfs angegeben. 
Die Armen find von dem Recht, Gemeindewaͤhler 
zu ſein, ausgeſchloſſen, weil, wie die Motive ſagen, 


die Erfahrung lehrt, daß zu einer wirklich unad⸗ 
haͤngigen Stellung in der Gemeinde ein maͤßiges 
Vermögen oder ein regelmaͤßiges Einkommen erfor: 
detlich iſt. Daß die Motive für den Geminde⸗ 
burger eine unabhängige Stellung fordern, finden 
wir ganz in der Ordnung. Unabhaͤngige Stellung 
iſt eine nothwendige Bedingung der Freiheit. Der 
Gemeindebürger ſoll bei Ausübung feiner Gemein— 
debuͤrgerrechte frei und ruͤckſichtslos nach deſtem 
Wiſſen und Gewiſſen reden und handeln. — Dazu 
iſt vor allen Dingen Unabhaͤngigkeit der Stel⸗ 
lung nothwendig. —- Iſt der Gemeindebürger von 
Andern abhängig, muß er bei feinen Reden und 
Handlungen bald auf Dieſen, bald auf Jenen in 
der Gemeinde Ruͤckſicht nehmen, muß er bei jedem 
öffentlichen Worte, bei jeder öffentlichen That vor⸗ 
her immer erſt überlegen, ob er auch dadurch die 
Gunſt oder Gnade Anderer verlieren koͤnnte, ſo 
wird er oft in dem Falle ſein, bei Gemeindeange⸗ 
legenheiten zu ſchweigen waͤhrend er reden ſollte, 
oder ſo zu reden, wie Andere es haben wollen — 
wird er auch oft in die Gefahr kommen, ein Spiel⸗ 
ball in den Haͤnden Anderer oder von Andern zur 
Erreichung ihrer ſelbſtſüͤchtigen Zwecke gemißbraucht 
zu werden. — Unabhaͤngigkeit der Stellung thut 
alſo dem Gemeindebürger, der frei und ruͤckſichts⸗ 
los reden und handeln ſoll, vor allen Dingen Noth. 
In dieſer Beziehung find wir daher mit den Mo: 
tiven des miniſteriellen Entwurfs vollkommen ein⸗ 
verſtanden — wir koͤnnen dieſes aber nicht ſein 
in Beziehung auf die Bedingungen, von denen die 
Motive eine ſolche unabhaͤngige Stellung abhängig 
machen. Zu einer unabhaͤngigen Stellung in der 
Gemeinde ſagen die Motive gehoͤre ein maͤßiges 
Vermögen oder ein regelmäßiges Einkommen — 
das lebre die Erfahrung. Wo in aller Welt lehrt 
aber das die Erfahrung? Man betrachte das Leben 
e Voruttheil und man wird ganz andere Ergeb⸗ 
niſſe finden. Man wird finden, daß Beſitzende 
und beſonders ſolche, die ein kleines Beſitzthum von 
200 und druͤber haben, wie z. B. Handwerker 
oder Beſitzer kleiner Ackernahrungen oft gerade die 
allerabhaͤngigſten in der Gemeinde, d. h. diejeni⸗ 
gen ſind, die wegen Kundſchaft, wegen Gevatter⸗ 
ſchaft u. dgl. in Wort und That die meiſte Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen; man wird finden, daß ein Gleiches 
auch oft der Fall iſt bei denen, die viel beſitzen. 
Dieſe ſind oft wegen ihrer Leidenſchaften, als da 
ſind Spiel, Trunk, Jagd u. ſ. w. von denen, 
dei welchen fie Befriedigung ihrer Leidenſchaften 
finden, gar ſehr abhaͤngig. Durch Beſitzthum alſo 
allein wird Unabhaͤngigkeit der Stellung in der 
Gemeinde nicht geſichert. — Nein, eine ſolche 
Stellung hat allein und vornehmlich ihren Grund 
in der Beduͤrfnißtoſigkeit d. h. in derjenigen Cha⸗ 
rakterbeſchaffenheit, die um des Guten und Wah⸗ 
ten willen allen Lebensgenüſſen, wenn es Noth 
thut, entſagen, die mit dem Apoſtel Paulus ſagen 
kann: Phil. 4, 12. „Ich kann niedrig ſein und 
kann hoch ſein, ich bin bei allen Dingen und dei 
Allen geſchickt , beides ſatt ſein und hungern, bei⸗ 
des übrig haben und Mangel leiden.“ Solche Be⸗ 
duͤrfnißloſigkeit allein macht wahrhaft unabhaͤngig, 
fegt allein in den Stand, rüͤckſichtslos und ohne 
Furcht die Wahrheit gegen Jedermann in Wort 
und That offen und frei zu bekennen. — Solche 


ohn 
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Bedürfnißloſigkeit wird man aber eben fo gut und 
vielleicht öfter bei den Armen, als bei den Reichen 
finden; mithin kann auch der Arme eben ſo gut 
und vielleicht öfter eine unabhängige Stellung in 
der Gemeinde einnehmen, als der Reiche. Irrig 
alſo iſt die Vorausſetzung des miniſteriellen Ent⸗ 
wurfs, daß ein maͤßiges Vermoͤgen oder ein regel⸗ 
maͤßiges Einkommen ſchon an und füc ſich Unab⸗ 
abhaͤngigkeit der Stellung ſichere. 

Itrig iſt daher auch die Folgerung, welche 
der miniſterielle Entwurf aus dieſer Vorausſetzung 
zieht, naͤmlich daß die Armen von den Gemeinde⸗ 
bürgerrechten ausgeſchloſſen fein ſollen. — 

Irtig iſt ferner auch eine andere Vorausſetzung 
in den Motiven des miniſteriellen Entwurfs. Wer, 
heißt es dort zu § 8 weiter, wer noch keine ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Exiſtenz hat, wer fremder Unterſtuͤtzung 
bedarf (als ob man bei einer Einnahme unter 150 
Rthtr. keine ſelbſtſtäͤndige Exiſtenz haben koͤnnte 
und fremder Unterſtuͤtzung bedürfen müßte) wird auch 
noch auf das Recht, die Gemeindevertretung zu 
waͤhlen, verzichten muͤſſen; denn dieſe Ver⸗ 
tretung ſoll ein ſehr weit gehendes 
Beſteuerungsrecht über die Beſitzenden 
ausüben und das Gemeindevermoͤgen 
haushaͤlteriſch verwalten. Wenn man 
eine derartige Begründung lieſt, wahrlich, dann 
koſtet es dem empoͤrten Gerechtigkeitsgefuͤhl Ueber⸗ 
windung, den Tadel ſolcher Begründung nicht in 
einen unehrerbietigen uͤbergehen zu laſſen. — Den 
Armen von dem Rechte, die Gemeindevertretung 
zu waͤhlen, deswegen ausſchließen, weil dieſe Ver⸗ 
tretung ꝛc. — heißt das nicht mit andern Worten, 
dem Armen die Ehrlichkeit abſprechen, heißt das nicht 
alle diejenigen, welche nicht Beſitzthum im Werthe von 
200 Rtir, befigen oder ein Einkommen von wenigſtens 
150 Rtir. haben, geradezu für Schufte nnd Spitzbuben 
erklaͤren? Iſt etwa Ehrlichkeit und Gerechtigkeit ein 
Privilegium des Beſitzes? — Hat es noch keine reichen 
Schufte und Spitzbuben gegeben? Beweiſt nicht die Ver⸗ 
waltung der öffentlichen Gelder in fo manchem Staate, 
in fo mancher ſtaͤdtiſchen oder Ländlichen Gemeinde, daß 
oft gerade die Reichſten das allgemeine Vermoͤgen 
am ſchlechteſten verwalten? Reichthum und Befig find 
alſo nimmermehr eine ſichere Buͤrgſchaft fuͤr Brav⸗ 
heit und Ehrlichkeit — auch der Arme kann ſehr 
brav und ehrlich fein, Irrig, ja nicht blos irrig, 
empörend und beleidigend iſt daher die Vorausſe— 
gung des miniſteriellen Entwurfs, bei der Gemein» 
debeſteuerung und dei der Verwaltung des Gemein— 
devermögens würden Ungerechtigkeiten und Spitzbuͤ— 
bereien vorkommen, wenn auch die Armen das 
Recht erhielten, an der Wahl des Gemeinderaths 
Theil zu nehmen. Man erwäge die irrigen Vor⸗ 


ausſetzungen, in Folge deren der miniſterielle Ent⸗ 


wurf die Armen von den Gemeinde buͤrgerrechten 

ausſchließt, man erwaͤge die Ungerechtigkeit dieſer 

Ausſchließung und man wird, wenn man Liebe 

zur Wahrheit und Gerechtigkeit in ſeiner Bruſt 

trägt, gegen dieſen Entwurf ſich erklären muͤſſen. 
(Fortſetzung folgt.) 


„An das deutſche Volk! 

Deutſche! In ernſter Stunde für unſer 
Vaterland ſpreche ich zu Euch; Hört meine 
Worte mit Vertrauen! Eine beklagenswerthe 
Spaltung iſt eingetreten zwiſchen der Krone 
und den Volksvertretern Preußens. In wei— 
ten Kreiſen hat das deutſche Volk Partei ge— 
nommen in dieſem Streite; es hat es gethan 
in ruhiger und geſetzmäßiger Haltung. Aber 
auch die Stimme der Leidenſchaft ertoͤnt, und 
ſie entzündet neue Leidenſchaft. Ein Theil der 
preußiſchen Volksvertreter hat beſchloſſen, daß 
die Erhebung der Steuern einzuſtellen ſei. 
Die Bande des Staatslebens ſind dadurch ge— 
lockert, die bürgerliche Geſellſchaft iſt tief er- 
ſchüttert, Preußen und mit ihm ganz Deutfch- 
land ſtehen auf der Schwelle des Vürgerkrie— 
ges. Preußen! Die zu Frankfurt verfammel- 
ten Vertreter des deutſchen Volkes haben in 
fo verhängnißvollem Augenblicke das ausglei— 
chende Wort des Friedens geſprochen. Die 
Neichsverſammlung hat verlangt, daß Preu- 
ßens König ſich mit Männern umgebe, welche 
das Vertrauen des Landes genießen. Sie hat 
die Euch gewährten und verheißenen Rechte 
und Freiheiten feierlich verbürgt; ſie hat Euch 
gegen jeden Verſuch einer Beeinträchtigung 
derſelben ihren Schutz zugeſagt. Sie hat aber 
zugleich den auf die Einſtellung der Steuer- 
erhebung gerichteten Beſchluß der preußiſchen 
Volksvertreter für nichtig erklart. Preußen! 
Die Reichsverſammlung zu Frankfurt vertritt 
die Geſammtheit der deutſchen Nation, ihn 
Ausſpruch iſt oberſtes Gefeg für Alle! Deut: 
ſche! In voller Uebereinſtimmung mit der 
Reichsverſammlung werde ich handeln. Ich 
werde die Vollziehung jenes Beſchluſſes nicht 
dulden, welche durch Einſtellung der Steuer- 
Erhebung in Preußen die Wohlfahrt von 
ganz Deutſchland gefährdet. Ich werde aber 
auch die VBurgſchaft der Rechte und Freiheiten 
des preußiſchen Volkes zur Geltung bringen; 
fie ſollen ihm unverkümmert bleiben, wie al- 
len unſeren deutſchen Brüdern. Ich rechne 
auf Euch, Preußen; Ihr werdet mir beifte- 
hen; Ihr werdet jede Ungeſetzlichkeit, jede 
Gewaltthat meiden und Euch der Freiheit 
werth zeigen. Haltet den Frieden, ich werde 
ihn wahren. Deutſche! Auf Euch Alle rechne 
ich. Steht Ihr zu mir, wie ich zu uch ſte⸗ 
he! Das längſt erſehnte Ziel, nach dem wir 
ſtreben, iſt näher gerückt, bald wird das Ver- 
faſſungswerk für Deutſchland vollendet, und 
unſer ſchoͤnes Vaterland wird in Einheit und 
Freiheit groß und mächtig ſein! 

Frankfurt a. M., den 21. Novbr. 1848. 


Der Reichsverweſer: Erzherzog Johann. 


Die Reichsminiſter: Schmerlin g. Peucker. 
Duckwitz. Beckerath. R. Mohl.“ 


MNMannigfſaltiges. 


In der Sitzung der National-Verſammlung 
zu Berlin am 14. November, gehalten im Saale 


des Koͤlniſchen Rathhauſes, meldete der Praͤſident: 
„Die Bauerſchaft der Gegend von Aſchersleben und 
Neuhaldensleben, einer Gegend, die völlig frei ger 
blieben ſei von aller Wuͤhlerei, habe eine Anzahl 
Landleute hergeſchickt, mit dem Auftrage, zweierlei 
zu erklaͤren: fie würden erſtlich keinen 
Groſchen Steuern mehr bezahlen, 
bevor nicht ein neues volksthümliches 
Miniſterium vorhanden ſeiz ſodann 
fordern ſie, wie ſie ſagen, ihre 
Kinder zurück. Sie hätten fie in das 
Heer treten laſſen als Soldaten, 
nicht als Mörder, (Allgemeiner Beifall.) 


Aus Berlin. Wir haben es geſtern (am 
13. November) mehrfach erlebt, daß Soldaten zum 
Einſchreiten gegen eine Volksgruppe aufgefordert, 
Gewehr bei Fuß nahmen, und, nicht ſelten lachend, 
ſtehen blieben. Geſtern Abend hatten ſich Hunderte 
trotz der Wrangelſchen Belagerungs-Placate, vor 
dem Schloſſe unter ben Fenſtern des Oberbefehls⸗ 
habers der Marken geſammelt. Ein Offizier mit 
einem Schuͤtzenpiket ruͤckte an. Das Volk ſtand. 
Er kommandirte zum Laden, und die Soldaten 
ſtanden. Es blieb dem rathloſen Manne nichts 
übrig, als mit feinen Leuten in das Schloß zu⸗ 
tuͤckzukehren, wohin ihnen ein jubelnder Hurrahruf 
der Menge folgte. N 


f Es wird verſichert, der Geſandte der Verei⸗ 

nigten Staaten Amerika's habe nach dem Einruͤcken 
der Truppen (in Berlin) unter dem Befehl des 
Herrn v. Wrangel ſeiner Regierung berichtet: er 
fei bisher ſtolz darauf geweſen, der 
Repraͤſentant des frei'ſten und in⸗ 
telligenteſten Volkes zu ſeinz allein 
die Haltung der Berlinet Bevölkerung, 
gegenüber einer geſetzloſen Willkürmacht, 
habe ihn zur Bewunderung hingeriſſen. 
— Und ein ſolches Volk, mit ſeinem Leben und 
ſeiner Freiheit, hat man den rohen Haͤnden eines 
Wrangel anvertraut! 


Von dem Stadtrath Sternberg (einem 
Mitgliede der Stettiner Deputation an das Staats⸗ 
miniſterium) erzaͤhlt man folgende Aeußerung, die 
er dem Miniſter Brandenburg gegenuͤber gethan 
haben ſoll: „Wenn Ew. Exc. der Provinz 
Pommern die Wahl laſſen zwiſchen 
der gegenwärtigen Regierung und einer 
republikaniſchen Regierungsform, fo 
wird ſie ſich unſtreitig in ihrer großen 
Majorität für die Republik entſcheiden.“ 


Als der Viceptaͤſident Ploͤnnies und die 
Sekretaire Schneider und Hildenhagen gewaltſam 
aus dem Saale des Schuͤtzenhauſes entfernt wur⸗ 
den, aͤußerte ein anweſender Stabsoffizier zu der 
entruͤſteten umgebung: „Meine Herren, 
die Camarilla lauert auf den Augenblick, 
in welchem der erſte Schuß aus dem Volke 
färte. um Alles in der Welt willen 
forgen Sie dafür, daß ihr dieſer Tri⸗ 
umph nicht bereitet werdel“ 
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Für die Leſer des Wochenblattes. 


Es iſt zur vorigen Nro. 114 obne mein Zuthun eine Beilage durch einen 
unbekannten Wohlthaͤter erſchienen, weshalb ich gleichfalls zur Steuer für Wahrheit, Freiheit und 
Recht bemerke: daß der Berliner Magiſtrat durchaus nicht die Bevölkerung Berlins 
iſt, daß die Behoͤrde nur zu haͤufig der Gegenſatz der öffentlichen Meinung iſt, und daß gewiſſe 
Herren Berlins an Wrangel's Tiſche ſpeiſen. Das „Republik aufzwingen“ iſt gewiß ein Windſtoß 
aus der Gedankenkammer des Belagerungszuſtandes. Für eine Entgegnung dieſer Schauer⸗Geſchichte 
mangelt hier der Raum. — Der Redakteur. 


Den Inhabern der Oelsniſchen Sparkaſſen Bücher wird hiermit bekannt gemacht 
daß die bis Ende dieſes Jahres von ihrer Einlage fällig gewordenen Zinſen Ba * 
23. Dezember d. J. (mit Ausnahme des Sonntags) in den Amtsſtunden durch den Ren⸗ 
danten der Spaarkaſſe, Kämmerer Sachs, im Kämmerei-Kaſſen⸗Local ausgezahlt werden. 

Zugleich werden Diejenigen, welche die Auszahlung ihrer Zinſen nicht verlangen, 
ſondern vielmehr ſolche zu Kapital geſchlagen wiſſen wollen, hierdurch in Gemäß des §. 10 
des Statuts ausdrücklich erinnert, in dem obigen Zeitraum ebenfalls ihre in Händen habenden 
Spaarkaſſen-Bücher bei dem Rendanten der Spaarkaſſe einzureichen, damit die einen oder 
mehrere Thaler betragenden Zinſen den Einlagen als Kapital zugeſchrieben werden konnen, 
wonach ſodann dieſe Zinſen vom 1. Januar 1849 ab gleichfalls Zinſen tragen. 

Oels, den 26. November 1848. Oer Magiſtrat. 


Die Herren Mitglieder des öls'ſchen Veteranen-Zweigvereins fordere 


ich hierdurch auf: ſich zur Wahl ihres Vorftandes den 6. Dechr. 188 in Oels 
(Nachmittag 4 Uhr, im blauen Hirſch) zu verſammeln. 
F. v. Wedell, 
G. L. 

Herr Rittmeiſter von Heydebrand, hierſelbſt, hat am 22. d. M. der hieſigen Frei⸗ 
ſchule das naturbiſtoriſche Muſeum von Werenbach als Geſchenk überwieſen. Ich habe 
dieſes Werk (2 Hefte) unter Nro. 11 im Schul = Inventario aufgeführt und ſtatte hiermit 
Herrn von Heydebrand für dieſes Geſchenk öffentlich meinen ergebenſten Dank ab. ß 

Oels, den 28. November 1848. 
G. MKynast, I. Lehrer der Freiſchule. 


5 m = 
Zu einem großen Conto, 

welches den J. Dezember 1848, bei mir ſtattfindet, ladet ergebenſt ein 
een N 

In der Flachsbereitungs⸗Anſtalt zu Patſchkey bei Bernſtadt iſt 
Schwingwerg, verpackt in Ballen von 2 Centner, zur Handſpinnerei be 
ſonders geeignet, ſtets vorraͤthig, und gemaͤß Qualitaͤt zu den Preiſen Rthlr. 1, 
Rthlr. 2, oder Rthlr. 2. 15. pro Ballen in beliebiger Quantität, gegen baare Zah— 
lung, zu haben. — ’ 

Sehr ſchoͤne, neue Schotten-Heeringe 

a Stuͤck 8 und 9 Pf., 

ſowie gute Waſchſeife à Pfd. 4 Sgr. 

auch Stearin- und Talglichte 
empfiehlt ö Julius Hoffmann. 

Haſenfelle werden von Unterzeichnetem jederzeit gekauft und preismaͤßig bezahlt. 


H. Landahl, Hutmacher. 
Georgenſtraße. 


Um mein Lager von 
Rhein-, 
Unger, 
weißen und rothen Bordeauxweinen, 
Spaniſchen und Wuͤrzburger Weinen zu verringern, verkaufe ich 
dieſelben zu auffallend billigen Preiſen. Julius Hoffmann. 

Es wird ein Muſiklehrer geſucht, der ſehr fertig Klavier ſpielt und der 
neueren Schule angehört. Alles Nähere darüber iſt zu erfragen beim Herrn 
Juſtiz⸗Rommiſſarius von Ernſſt. 

— An die auswärtigen geehrten Abonnenten der „Freien Blätter“ und des „Wochen⸗ 
blattes für das Fürſtenthum Oels“, welche das Abonnement für das Quartal von Michaeli 
bis Weihnachten c. noch nicht entrichtet haben, richte ich die ganz ergebene Bitte, mir bis 
zum 10. December d. J. den Betrag gefäalligſt zugehen zu laſſen. Diejenigen geehrten 
Subſeribenten, welche mir denſelben bis zu dieſem Termine nicht zugeſchickt haben, wollen 
mir geſtatten, als Erlaubniß betrachten zu dürfen, da Abonnement durch Poſtvorſchuß 
zu erheben. Gleichzeitig erſuche ich diejenigen verehrlichen Leſer des Wochenblattes, welche 
noch mit Bezahlung für dieſen oder den vorigen Jahrgang im Rückjtande find, dringend 
und ergebenſt, bis zum oben genannten Zeitpunkt den Betrag an mich ge⸗ 
langen zu laſſen. Sollte derſelbe bis dahin nicht eingegangen ſein, würde ich ebenfalls 
von der Einziehung durch Poſtvorſchuß Gebrauch machen. 

Oels, den 28. November 1848. 


A. Ludwig. 


